Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 4619 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Eingliederungsrichtlinien 


Wir fragen die Bundesregierung : 

K Ist die Bundesregierung bereit, die von ihr seit über vier 
Jahren in Aussicht gestellte Neuordnung der Riditlinien zur 
Eingliederung jugendlicher Zuwanderer nun endlich vorzu- 
nehinen, da der von ihr angeführte Hinderungsgrund der 
bevorstehenden Verabschiedung eines Ausbildungsförde- 
rungsgesetzes entfallen ist? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, innerhalb dieser Neuord- 
nung zumindest während eines Zeitraumes von drei Jahren 
nach der Zuwanderung eines Antragstellers oder seiner 
Unterhaltspflichtigen zur Gewährleistung einer reibungslosen 
Integration dieses Personenkreises in das Erwerbsleben oder 
in Hochschulstudien auf die Anrechnung von Einkommen 
oder Einkommensteilen zu verzichten und sodann dement- 
sprediend großzügig bemessene Freibeträge einzuräumen, 
die diesem Ziel der Förderung gerecht werden? 

3. Wird die Bundesregierung, entsprechend dem von ihr beim 
Abschluß der Römischen Verträge gemachten Vorbehalt, 
dafür Sorge tragen, daß auch die Zuwanderer aus der DDR 
sowie die Spätaussiedler in Ansehung der von ihnen er- 
worbenen Befähigungsnachweise und Schulabschlüsse den 
ihnen gegenüber privilegierten Staatsangehörigen aus Staaten 
der EWG gleichgestellt werden? 

4. Kann die Bundesregierung sicherstellen, daß der Personen- 
gruppe der Aussiedler und der politisciien Flüchtlinge, die 
in der Bundesrepublik Deutschland nach der Genfer Flücht- 
lingskonvention Aufnahme finden, entsprechende sprachliche 
und fachsprachlicheErgänzungslehrgänge angeboten erhalten? 
Können diese einzelnen Lehrgänge soweit wie möglich nach 
Leistungsgruppen und Sekundarschulspradien zusammenge- 
setzt werden ? 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 53 Bonn, Bonner Talweg 1Ü6 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksache V/4619 


Deutscher Bundestag - 5. Wahlperiode 


5. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bisher ge* 
troffen und will sie noch einleiten, um innerhalb der die 
Zuwanderer betreuenden Organisationen und Institutionen 
zu berücksichtigen, daß noch 1962 rd. 90% der Zuwanderer 
Deutsch als Schulsprache beherrschten und 1969 bereits rd. 
92 %o der Zuwanderer die deutsche Spradie weder sprechen 
noch schreiben? 

6. In welcher Weise kann die Bundesregierung daran mit- 
wirken, daß die Gruppen, die zur Zeit die Integrationsar- 
beit tragen, dem § 13 Abs. 2 der Menschenrechtserklärung, 
wonadi jedem Menschen das Recht zugesichert ist, jedes 
Land einschließlich seines eigenen zu verlassen und dorthin 
zurückzukehren, in vollem Umfang Rechnung tragen? 


Bonn, den 28. August 1969 


Misciinick und Fraktion 
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